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Ständiger Ausschuß 
gemäß Artikel 45 des Grundgesetzes 
nach der 6. Wahlperiode 


Der Bundesminister Bonn, den 3 1 . Oktober 1 972 

für Jugend, Familie und Gesundheit 
P 3 H III 5 - 723 044 


An den 

Herrn Vorsitzenden 
des Ausschusses zur Wahrung 
der Rechte der Volksvertretung 
gemäß Artikel 45 GG 
Herrn von Hassel 


Betr.: Bericht des Parlamentarischen Staatssekretärs Heinz 
Westphal im Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit über Rauschmittelmißbrauch 


Die Bundesregierung wird in dieser Woche eine vom 
federführenden Minister für Jugend, Familie und 
Gesundheit gefertigte und mit den Ressorts abge- 
stimmte umfassende Dokumentation zum Stand der 
Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauchs öffentlich vorlegen. Wir sind dabei ausge- 
gangen von den Fragen, die in einer großen Anfrage 
der Opposition enthalten waren und deren Beant- 
wortung für Ende Oktober terminiert war, die aber 
wegen Auflösung des Parlaments nicht mehr abgelie- 
fert werden konnte. Mit der Dokumentation werden 
im Detail 50 Einzelfragen über den Stand der 
Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauchs beantwortet. Wir werden uns erlauben, dem 
Herrn Bundestagspräsidenten und den Vorsitzenden 
der Fraktionen eine größere Zahl Exemplare der 
Dokumentation als erste zuzustellen. Die Dokumen- 
tation führt den Nachweis, daß in breitem Umfang 
wichtige Maßnahmen durchgeführt worden sind, die 
auch Erfolge gezeitigt haben. Insgesamt ist ein zahlen- 
mäßiger Rückgang festzustellen, wenngleich dieser 
nur die Gruppe der Probierer und der sogenannten 
leichten Konsumenten erfaßt. Der harte Kern, den 
wir mit 0,2 bis 0,5 v. H. der jungen Menschen in der 
betroffenen Altersgruppe zwischen 15 und 25 Jahren 
annehmen müssen, das sind 15 000 bis 40 000 Perso- 
nen, scheint zahlenmäßig zwar nicht weiter anzu- 
wachsen, aber für ihn werden bestimmte neue Ge- 
fährdungsmomente sichtbar, auf die bei künftigen 
Maßnahmen besonders zu achten sein wird (andere 
Rauscherwartungshaltung, dadurch leichterer Um- 


stieg auf harte Drogen, Toxikomanie als Anzeichen 
dafür; nicht mehr gesellschaftskritische Zugriffs- 
motive, sondern Suche nach Ersatzbefriedigungen; 
Kriminalisierung des Marktes, zugleich Vorverle- 
gung des Einstiegsalters und damit geringere Kritik- 
fähigkeit, auch durch Verlagerung in einfachere 
soziale Schichten; deshalb Rückgang bei Oberschü- 
lern und Studenten, relative Zunahme insbesondere 
in den berufsbildenden Schulen, aber auch Haupt- 
schulen). 

Die Bundesregierung kann sich bei ihren Aussagen 
auf repräsentative Erhebungen, die Aussagen der 
Drogenbeauftragten der Länder sowie auf eine im 
September 1972 durchgeführte Expertenbefragung 
stützen. Danach haben die Aufklärungsbemühungen 
Erfolg insbesondere bei den älteren Jugendlichen 
gehabt, und mit der derzeit laufenden „Spezifischen 
Aufklärungskampagne", die ohne offiziellen Absen- 
der durchgeführt wird und Funkspots in Radio 
Luxemburg, Komiks und Anzeigen in Jugendzeit- 
schriften als Medien benutzt, werden nunmehr die 
jüngeren Altersgruppen angesprochen. Diese spezi- 
fischen Maßnahmen erfordern jeweils gründliche 
Vorarbeiten. Deshalb liegt der Hauptanteil dieser 
Kampagne im Jahre 1973. Die Gesamtsituation ist 
so, daß wir an dem Drogenproblem nunmehr die 
tieferliegenden Störungen erkennen müssen, die sich 
mit Aufklärungsmaßnahmen allein nicht fassen und 
beseitigen lassen. Es stellt sich heraus, daß auch hier 
Erziehungsdefizite, Mangel an Zuwendung, fehlen- 
des Erfolgserlebnis das auslösende Moment sind 
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(die einsame Kinder unvollständiger Familien, ge- 
fühlssterile Erziehung, mangelndes Vorbildverhal- 
ten Erwachsener, einseitige Ausrichtung auf Konsum 
ohne eigentliches Bedürfnis nach sozialer Bindung 
etc.). Daraus folgt, daß mit den Sofortmaßnahmen, 
die im Rahmen des Aktionsprogramms der Bundes- 
regierung, welches wie die Entwicklung zeigt, nicht 
nur Programm geblieben ist, sondern Aktion wurde, 
fortzufahren ist, also Aufklärung, Forschung, Ver- 
brechensbekämpfung, Unterstützung therapeutischer 
Bemühungen usw. Gleichzeitig jedoch sind psycho- 
hygienische Langzeitprogramme zu entwickeln, die 
als einzige zu den auslösenden Momenten für den 
Griff zur Droge Vordringen können. Das erfordert 
eine Einbeziehung dieser Erkenntnisse in die Jugend- 
und Familienpolitik, die sich als gesellschaftspoliti- 
sche Vehikel zur Lösung des Grundproblems, aus 
dem die Drogengefährdung entsteht, geeignet er- 
scheinen, also Stärkung der Erziehungskraft der Fa- 
milie und in jeder Hinsicht mehr Jugendhilfe. Das 
geht bei Beratung junger Menschen los, umfaßt 
eine differenzierte Heimerziehung mit besten päda- 
gogischen Fachkräften und verlangt ein breites An- 
gebot außerschulischer Jugendarbeit. 

Die festzustellende Entwicklung mit dem zu Glück 
stagnierenden Zahlen der Betroffenen zeigt auch 
Besonderheiten, so z. B. für die jetzt überschaubaren 
Jahre bis 1971 eine statistisch beachtliche Zunahme 
der Rauschgiftkriminalität. Unterschiedliche Erfas- 
sungsverfahren machen es schwierig, die Statistik 
des Jahres 1971 mit der aus 1969 unmittelbar zu ver- 
gleichen. Man muß aber vor allem sehen, daß die 
ohne Frage gewachsenen Zugriffserfolge von Polizei 
und Zoll auf der einen Seite die Dunkelziffer erheb- 
lich verringert haben, auf der anderen Seite aber 
durch die registrierende Statistik den Anschein er- 
wecken, als sei das Problem größer geworden. Da 
insgesamt schärfer durchgegriffen wird und das Be- 
täubungsmittelgesetz auch den Kauf und sonstigen 
Erwerb illegaler Drogen untersagt, sind hier auch 
diese Tatbestände miterfaßt, nicht nur der Rausch- 
gifthandel. Immerhin entfielen 1971 die Hälfte aller 
erfaßten Rauschgiftstraftaten auf den Kauf und son- 
stigen Erwerb von Rauschdrogen, betrafen also 
überwiegend Jugendliche, die sich Drogen zu be- 
schaffen versuchten, ohne dazu einzubrechen, zu 
fälschen oder sich diese zu erschleichen. Ein anderes 
Bewertungskriterium sind die sprunghaft angestie- 
^genen Apothekeneinbrüche, die mit darauf zurück- 
zuführen sind, wie uns die Experten bescheinigten, 
daß Rauschdrogen eben heute nicht mehr so leicht 
und jederzeit zu beschaffen sind. Die Beschaffungs- 
kriminalität v/andte sich deshalb den Apotheken zu. 
Durch die neue Apothekenbetriebsordnung mit 
ihren verschärften Sicherungsauflagen gerade für 
Betäubungsmittel scheint es jedoch gelungen zu 
sein, einen Riegel vorzuschieben, denn wie uns aus 
den Ländern berichtet wird, ist im 1. Halbjahr 1972 
die Zahl der Apothekeneinbrüche deutlich zurück- 
gegangen. Ein weiterer Rückgang ist zu erwarten, 
insbesondere auch dadurch, daß als Folge der neuen 
Verordnung über den Bezug von Betäubungsmitteln 
keine großen Lagerbestände mehr gehalten zu wer- 
den brauchen, die einen Einbruch lohnend erscheinen 
lassen könnten. 


Die Maßnahmen von Polizei und Zoll, so wichtig sie 
sind, würden selbst dann nicht mit der Lösung des 
Drogenproblems gleichzusetzen sein, wenn es ge- 
länge, die Verfügbarkeit von Rauschmitteln voll- 
ständig zu kontrollieren und sie dem kriminellen 
Handel zu entziehen. Die eigentliche Aufgabe wurde 
deshalb in dieser Darstellung vorangestellt. Es gilt, 
das mit dem Drogenmißbrauch sichtbar gewordene 
gesellschaftliche Phänomen zu begreifen und eine 
gezielte kausale Prävention über lange Zeit hin 
anzusetzen, die nur mit den Mitteln der Gesell- 
schaftspolitik - insbesondere Jugendhilfe und Stär- 
kung der Erziehungskraft der Familie - zu realisie- 
ren ist. 

Es ist wichtig darauf hinzuweisen, daß dieses Pro- 
blem in allen westlichen Ländern, wenn auch in 
unterschiedlicher Ausprägung, aber auch in verschie- 
denen osteuropäischen Staaten, besteht. Wir bemü- 
hen uns mit den europäischen Partnern, dem Übel 
auf den Grund zu gehen. Da die Drogengefährdung 
zeitlich unterschiedlich begann - übrigens auch in 
den Bundesländern nicht völlig einheitlich ist -, sich 
zudem abweichende Ausprägungen herausbildeten, 
war und ist es wichtig, eine enge internationale Zu- 
sammenarbeit anzustreben und zu unterhalten. Dar- 
um war die Bundesrepublik besonders bemüht. Das 
Thema wird im Bereich der EWG-Kommission bera- 
ten, im Europarat behandelt, bei der Weltgesund- 
heitsorganisation und den Vereinten Nationen auf 
verschiedenen Ebenen verfolgt. Besonders heraus- 
zuheben ist die Zusammenarbeit im Rahmen einer 
vom französischen Staatspräsidenten ausgehenden 
Initiative der vormals sechs EWG-Staaten zuzüglich 
Großbritanniens, die mit der Ministerkonferenz vom 
4, und 5. Oktober 1972 in Rom eine erste Zwischen- 
bilanz vorzeigen konnte. Mit der Erklärung von Rom 
wurde ein gemeinsames Arbeitsprogramm verab- 
schiedet, welches vier Bereiche unterscheidet: 

1. Fragen des Gesundheitswesens, Präsident dieser 
Arbeitsgruppe wird für die nächsten zwei Jahre 
ein Vertreter Großbritanniens sein, 

2. Fragen der Prävention und Erziehung, wie aus 
dem vorher Gesagten deutlich wurde, eine für 
unsere Situation besonders wichtige Arbeits- 
gruppe, die der deutschen Leitung unterstellt 
worden ist, 

3. der Gesamtbereich repressiver Maßnahmen, eine 
Arbeitsgruppe unter italienischer Leitung und 

4. der Bereich der Rechtsangleichung, der unter 
einem belgischen Präsidenten bearbeitet werden 
wird. 

Die Koordinierung der Arbeitsgruppen ist einem 
Lenkungsausschuß übertragen, dem der Initiator 
Frankreich vorsteht. Die Kosten für die Arbeiten 
der Ausschüsse werden jeweils von dem Land ge- 
tragen, das den Präsidenten stellt. 

Spätestens bis zum Ende des Jahres 1973 soll eine 
weitere Ministerkonferenz stattfinden, auf der über 
den Fortgang der Arbeiten und deren Institutionali- 
sierung gesprochen werden wird. 

Die verabschiedeten Arbeitsprogramme Üer einzel- 
nen Teilbereiche sind konkret und sehen eine große 
Zahl von verschiedenen gemeinsamen Aktionen vor; 
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angefangen von einem abgestimmten Forschungs- | 
Programm, einschließlich des Austauschs wissen- 
schaftlicher Informationen, Studienaufenthalte, ge- 
meinsame Kongresse etc. über eine verstärkte Zu- 
sammenarbeit von Polizei- und Zollbehörden, die 
weit über das hinausgeht, was bislang schon über 
INTERPOL möglich war, bis hin zur Prüfung der 
Wirksamkeit bestehender Gesetze, der Angleichung 
zollrechtlicher Bestimmungen usw. reicht der Fächer 
dieser Aktionen. 

Die neu beigetretenen Staaten der EWG werden an 
diesem Programm beteiligt. Andere Länder, die we- 
gen ihrer traditionellen Neutralität nicht beitreten 
können, werden zur Mitarbeit eingeladen werden. 
Gerade dieses umfangreiche Programm verspricht 
einen Erfahrungs- und Kenntniszuwachs, der beitra- 
gen kann, auch für spezifische Probleme in unserem 
Lande schneller zu angemessenen Lösungen zu 
finden. 

Neben dieser europäischen Zusammenarbeit, die 
durch bilaterale Absprachen vertieft und ergänzt 
werden soll - mit der Republik Österreich ist dies 
besonders dringlich gibt es intensive Gespräche 
und Verhandlungen auch mit der amerikanischen 
Seite. So besuchte kürzlich die den amerikanischen 
Präsidenten in Rauschgiftfragen beratende nationale 
Kommission „Marihuana und Drug Abuse" Bonn und 
führte hier mit deutschen Fachleuten unter der Lei- 
tung des Staatssekretärs Prof, von Manger-Koenig 
ein Gespräch, dessen wichtigstes Ergebnis wohl 
darin zu sehen ist, daß die amerikanische Seite 
herausstellte, es sei von ihr nicht beabsichtigt, wie 
verschiedentlich behauptet, bestimmte Rauschdro- 
gen freizugeben. 

Seit längerem wird mit Vertretern der amerikani- 
schen Stationierungsstreitkräfte in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in einem ständigen Arbeitskreis 
über gemeinsame Fragen gesprochen. Diese Arbeits- 
gruppe kam am 20. September 1972 zuletzt zusam- 
men. Neben ausländerrechtlichen Fragen, über die 
in früheren Sitzungen bereits Übereinstimmung er- 
zielt werden konnte, standen nunmehr epidemio- 
logische Probleme im Vordergrund, die sich daraus 
ergeben, daß bei den Stationierungsstreitkräften 
der „Drogenbefall" weit höher ist, als bei der deut- 
schen Bevölkerung, dadurch dort auch ein hoher 
Bedarf an Rauschdrogen besteht, der den kriminel- 
len Handel anlockt, und zugleich ist ein „infektiöses" 
übergreifen auf die Umgebungsbevölkerung nicht 
auszuschließen, für das es tatsächlich Anzeichen 
gibt. In diesem Zusammenhang werden spezielle 
Arbeitsgruppen versuchen, zu gemeinsamen Lösun- 
gen zu kommen. Hervorzuheben ist die außerordent- 
lich große Bereitwilligkeit der amerikanischen Seite, 
auch in diesen Fragen zusammenzuarbeiten. 

Ich möchte zusammenfassen: 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, die Dokumen- 


tation aufmerksam studieren, werden Sie mit der 

Bundesregierung feststellen können: 

1. Das Programm vom November 1970 hat sich 
bewährt. Es blieb nicht Papier, sondern wurde 
auf vielfältige Weise in die Tat umgesetzt. 

2. Mit den Ländern und den dort zuständigen 
Ressorts wurde unter Federführung des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
eine gut funktionierende Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauchs entwickelt. Auch mit den freien Verbän- 
den besteht eine Zusammenarbeit auf Gegensei- 
tigkeit. 

3. Insbesondere die Bemühungen um Aufklärung 
hatten und haben Erfolge. Junge Menschen ha- 
ben inzwischen in ihrer Mehrheit eine andere 
Einstellung zu den Drogen, als vor etwa zwei Jah- 
ren. Es ist nicht mehr „in", zu den Probierern oder 
Konsumenten zu gehören. Die Fixer werden ent- 
schieden abgelehnt. Auch die Kenntnisse über 
die gesundheitliche Gefährdung durch Drogen- 
mißbrauch sind erheblich gewachsen. 

4. Der Rückgang der Zahlen der Betroffenen, beson- 
ders bei den Probierern und milden Konsumen- 
ten läßt - bei Einsicht in den Wellencharakter 
des Phänomens - ein wenig aufatmen. Aber es 
gibt keinen Grund, Entwarnung zu blasen. Der 
harte Kern des Problems wird sichtbar und stellt 
uns vor schwierige Aufgaben. Diese liegen so- 
wohl bei der Fortführung des Aktionsprogramms, 
also 

— Aufklärung, 

— Forschung, 

— Verbrechensbekämpfung, 

— Therapie der in den Drogen-Bann Geratenen, 
— Internationale Zusammenarbeit, 
als auch bei den Langzeit-Bemühungen um gesell- 
schaftliche Voraussetzungen für ein unbeschwer- 
tes Aufwachsen junger Menschen, in dem Zuwen- 
dung, Hilfe und Erolgserlebnis nicht fehlen 
dürfen. Die Reform des Jugendhilferechts und 
der große Familienlastenausgleich sind die mate- 
riellen Voraussetzungen, die der Bund schaffen 
kann und für die wir, wie Sie wissen, die Vor- 
arbeiten zur parlamentarischen Behandlung im 
nächsten Bundestag geleistet haben. Dazu kommt 
die Notwendigkeit der verstärkten Förderung 
der außerschulischen Jugendarbeit. Wir können 
dabei darauf aufbauen, daß diese Aufgabe auf- 
grund von Vorschlägen der Bundesregierung in 
die mit den Ländern erarbeitete Bildungsplanung 
einbezogen worden ist. 


In Vertretung 

Heinz Westphal 
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